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Prüfungsvermerk des unabhängigen 
Wirtschaftsprüfers 

An die Südzucker AG, Mannheim 

Wir haben eine betriebswirtschaftliche Prüfung zur Erlangung begrenzter Sicherheit des beige-
fügten Berichts zur Entwicklung der absoluten CO2-Emissionen Scope 1 und 2 gemäß Defini-
tion des Südzucker Sustainability-Linked Financing Frameworks (Oktober 2022) der Südzu-
cker AG, Mannheim, für den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023 durchgeführt. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

Die gesetzlichen Vertreter der Südzucker AG sind verantwortlich für die Aufstellung des Be-
richts zur Entwicklung der absoluten CO2-Emissionen Scope 1 und 2 in Übereinstimmung mit 
den Berichtspflichten gemäß dem Südzucker Sustainability-Linked Financing Framework (Ok-
tober 2022) für den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023. Diese Verantwortung der 
gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft umfasst die Auswahl und Anwendung angemessener 
Methoden zur Erstellung des Berichts sowie das Treffen von Annahmen und die Vornahme 
von Schätzungen zu einzelnen nichtfinanziellen Angaben, die unter den gegebenen Umstän-
den angemessen sind. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie als notwendig erachtet haben, um die Erstellung des Berichts zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen 
(Manipulation der nichtfinanziellen Erklärung) oder Irrtümern ist  

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers  

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfungshandlungen 
ein Prüfungsurteil mit begrenzter Sicherheit über den Bericht zur Entwicklung der absoluten 
CO2-Emissionen Scope 1 und 2 in Übereinstimmung mit dem Südzucker Sustainability-Linked 
Financing Framework (Oktober 2022) der Südzucker AG, Mannheim, für den Zeitraum vom 
1. Januar bis 31. Dezember 2023 abzugeben.  

Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit dem International Standard on Assurance 
Engagements ISAE 3000 (Revised) „Assurance Engagements other than Audits or Reviews of 
Historical Financial Information” (ISAE 3000 rev.) als Limited Assurance Engagement durchge-
führt. Danach haben wir die Berufspflichten einzuhalten und den Auftrag unter Beachtung des 
Grundsatzes der Wesentlichkeit so zu planen und durchzuführen, dass wir mit einer begrenz-
ten Sicherheit aussagen können, dass uns keine Sachverhalte bekannt geworden sind, die 
uns zu der Auffassung gelangen lassen, dass der Bericht zur Entwicklung der absoluten CO2-
Emissionen Scope 1 und 2 der Südzucker AG, Mannheim, für den Zeitraum vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2023 in allen wesentlichen Belangen nicht im Hinblick auf die Regelungen des 
Südzucker Sustainability-Linked Financing Frameworks (Oktober 2022) angemessen ist. 

Bei der Prüfung zur Erlangung einer begrenzten Sicherheit sind die durchgeführten Prüfungs-
handlungen im Vergleich zu einer Prüfung zur Erlangung einer hinreichenden Sicherheit we-
niger umfangreich, sodass dementsprechend eine erheblich geringere Prüfungssicherheit er-
langt wird. Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Wirt-
schaftsprüfers. 
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Im Rahmen unserer Prüfung haben wir folgende Prüfungshandlungen durchgeführt: 

• Befragungen von Mitarbeitern auf Konzern-Ebene, die für die Ermittlung und Konsolidie-
rung sowie die Durchführung der internen Kontrollhandlungen bezüglich der betreffenden 
Daten verantwortlich sind, einschließlich der begleitenden Erläuterungen. 

• Einschätzung der Konzeption und der Implementierung von Systemen und Prozessen für 
die Ermittlung, Verarbeitung und Überwachung der im Prüfungsumfang enthaltenen Anga-
ben und Kennzahlen, einschließlich der Konsolidierung der Daten. 

• Einsichtnahme in ausgewählte interne und externe Dokumente. 

• Einschätzung der lokalen Datenerhebungs- und Berichterstattungsprozesse sowie der Ver-
lässlichkeit der gemeldeten Daten. 

• Überprüfung der Übereinstimmung der absoluten CO2-Emissionen Scope 1 und 2 im 
Bericht mit dem Südzucker Sustainability-Linked Financing Framework. 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
angemessen sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 

Sicherung der Unabhängigkeit und Qualität des Wirtschaftsprüfers 

Bei der Durchführung des Auftrags haben wir die Anforderungen an Unabhängigkeit und Qua-
litätsmanagement aus den nationalen gesetzlichen Regelungen und berufsständischen Ver-
lautbarungen, insbesondere der Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer 
sowie des IDW Qualitätsmanagementstandards: Anforderungen an das Qualitätsmanagement 
in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QMS 1 (09.2022)), beachtet. 

Prüfungsurteil 

Auf der Grundlage der durchgeführten Prüfungshandlungen und der erlangten Prüfungsnach-
weise sind uns keine Sachverhalte bekannt geworden, die uns zu der Auffassung gelangen 
lassen, dass der beigefügte Bericht zur Entwicklung der absoluten CO2-Emissionen Scope 1 
und 2 der Südzucker AG, Mannheim, für den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023 
in allen wesentlichen Belangen nicht im Hinblick auf die Regelungen des Südzucker Sustaina-
bility-Linked Financing Frameworks (Oktober 2022) richtig ermittelt wurde. 

Unsere Prüfung erstreckt sich nicht auf weitere Informationen im beigefügten Bericht. Wir wer-
den keine zusätzlichen Informationen überprüfen und geben auch kein weiteres Prüfungsurteil 
für diese ab. 

Die Überprüfung der Emissionsbedingungen der grünen Anleihe (einschließlich des Emissions-
volumens) ist nicht Teil unserer Prüfung mit begrenzter Sicherheit. 

Verwendungsbeschränkung/AAB 

Dieser Prüfungsvermerk ist an die Südzucker AG, Mannheim, gerichtet und ausschließlich für 
diese bestimmt. 
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@@linksunterzeichner--@@ @@rechtsunterzeichner--@@

Dem Auftrag, in dessen Erfüllung wir vorstehend benannte Leistungen für die Südzucker AG 
erbracht haben, lagen die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüferinnen, Wirt-
schaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2024 (Anlage 2) zugrun-
de. Durch Kenntnisnahme und Nutzung der in diesem Prüfungsvermerk enthaltenen Informa-
tionen bestätigt jeder Empfänger, die dort getroffenen Regelungen (einschließlich der Haf-
tungsregelung unter Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen) zur Kenntnis genommen zu 
haben, und erkennt deren Geltung im Verhältnis zu uns an. 

  

Mannheim, den 13. November 2024   

KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

  
Beyer 
Wirtschaftsprüfer 

Wiegand 
Wirtschaftsprüfer 
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Südzucker Anleihe unter dem Sustainability-Linked Financing Framework 

Die Südzucker AG hat am 24. Oktober 2022 über ihre 100-prozen ge niederländische 
Tochtergesellscha  Südzucker Interna onal Finance B.V., Oud-Beijerland, unter dem neuen 
„Sustainability-Linked Financing Framework“ die erste Emission unter den Vorgaben dieses 
Rahmenwerks erfolgreich platziert. Die nicht nachrangige, durch die Südzucker AG 
garan erte Anleihe, hat ein Volumen von 400 Millionen Euro, eine Laufzeit von fünf Jahren 
und einen Kupon von 5,125 Prozent. Der Emissionserlös soll für allgemeine 
Unternehmenszwecke genutzt werden. 

Mit der im „Sustainability-Linked Bond“-Format ausgestalteten Anleihe bekennt sich 
Südzucker zum in der Strategie 2026 Plus verankerten Nachhal gkeitsziel und hat sich zu 
einer Verringerung der absoluten CO2-Emissionen (Scope 1 und 2) der Südzucker-Gruppe 
zum Beobachtungss chtag 31. Dezember 2026 im Vergleich zum historischen 
Referenzs chtag 31. Dezember 2018 um –32 % verp ichtet. 

Die Emissionen Scope 1 und 2 werden gemäß De ni on durch das GHG-Protokoll für den 
Produk onsbereich berichtet. Direkte energiebezogene Emissionen (Scope 1) umfassen den 
unmi elbaren Einsatz von fossilen Energieträgern (Gas, Öl und Kohle) sowie erneuerbaren 
Energieträgern (Biomasse) zur Erzeugung von Strom und Prozesswärme in den eigenen 
Kra werken. Indirekte energiebezogene Emissionen (Scope 2) betre en den Verbrauch 
zugekau er Energie wie elektrischen Strom oder Dampf, der zu mi elbaren 
energiebezogenen Emissionen beiträgt. Um eine Doppelzählung zu vermeiden, werden 
konzerninterne Verkäufe unter Scope 2 bilanziert. 

Die Leistungskennzahl ist die Summe der Emissionen Scope 1 und 2, gemessen in absoluten 
Zahlen in Millionen Tonnen emi ertem CO2. Sie umfasst die Emissionen Scope 1 und 2 aller 

nanziell konsolidierten Unternehmen innerhalb eines Kalenderjahres, das am 01. Januar 
beginnt und am 31. Dezember eines jeden Jahres endet1. Die Angaben beziehen sich auf die 
wesentlichen Produk onsstandorte. Im Segment Zucker sind dies die Zuckerfabriken in 
Europa, die Weizenstärkeanlage in Zeitz sowie die INSTANTINA Nahrungsmi el- und 
Produk onsgesellscha  m.b.H., Wien/Österreich. Im Segment Spezialitäten umfasst die 
Berichtersta ung die Produk onsstandorte der Divisionen BENEO und Freiberger. In den 
Segmenten CropEnergies, Stärke und Frucht sind sämtliche Produk onsstandorte 
einbezogen. 

Die Emissionen (Scope 1 und 2) im Jahr 2023 von insgesamt 2,7 Mio. t CO2eq konnten im 
Vergleich zum Basisjahr 2018 mit CO2-Emissionen (Scope 1 und 2) von insgesamt 3,7 Mio. t 
CO2 um rund –26 % reduziert werden (s. Gra k). 

Gra k: Absolute Emissionen (Scope 1 und 2) in der Südzucker-Gruppe in Mio. Tonnen2  

 
1 Mit Ausnahme der AGRANA-Standorte, für die der Zeitraum 01. März – 28./29. Februar gilt. 
2 Seitens KPMG als neu gewählten Prüfer wurden lediglich die Emissionen für 2023 geprü .  
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Weitere Informa onen nden sich in der nich inanziellen Erklärung als Teil des 
zusammengefassten Lageberichts unter h ps://www.suedzuckergroup.com/de/investor-
rela ons/geschae sbericht-2023-2024.   
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Anlage 2 
Allgemeine Auftrags- 
bedingungen 

  



 

 

 



1. Geltungsbereich
(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist.
(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 
zu.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags
(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein  
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.
(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei  
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 
Textform.
(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-

-
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit
(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 
Rechnung zu übernehmen.
(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 

wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte
Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

 
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-

die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung
(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.
(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-

enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
-

de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9. Haftung
(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 
§ 323 Abs. 2 HGB.
(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 

des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1  
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
-

letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 

-

Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 

rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.
(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-

 
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.
(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  

in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.
(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.
(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.
(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:
a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.
(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für
a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,
b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,
c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12. Elektronische Kommunikation
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung
(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.
(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen
Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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